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Stubenring 1 
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BEANTHORTillJG 

der Anfrage der Abgeordneten BlmGER, lng. LETMAlER und 

Genossen an den Bindesminister fUr soziale Verwaltung 
betreffend Handhabung des ArbeitsmarktfBrderungsgesetzes 
durch die Landes2.rbeit.sämter (Nr. 1206/J-NR/1973) 

Zu den einleitenden Bemerkungen: 

. !I Anläßlich der Beschlußfassung der Novelle ZUi'n Arbei tsmarkt­

förderungsgesetz am Mittwoch, den 21.3.1973, habe ich als 
Erstunterzeicilner dieser Anfrage, einige Beispiele gebracht, 

daß das ArbeitsmarktfBrderungsgesetz bereits für den 2.Bil­
dungsweg herangezogen wird. 

Diese Tatsache, die bereits für bestimmte Personen selbstver­
ständlich ist, steht kraß im Gegensatz zu den gesetzlichen 
Bestimmungen. 

Vor allem wurde die Feststellung gemacht, daß es zu politischerl 
Bevorz~~ungen kommt. 

Da es sich um gesetzliche Abzüge handelt,ist eine solche Hand­
habung der Arbeitsmarktförderung gewisser Beamter von Arbeits­
ämtern verir:erflich. 

Der Grundsatz "GleichE;s Recht für Alle" muß gerade bei der 
G:esetzesamrJendung geVi~~hrleistet sein." 

nehme ich wie folgt Stellung: 

Sie gehen von zwei Feststellungen aus. Die erste Feststellung 
·ist,.daß das Arbeitsmarktförderungesetz in krassem Gegensatz 
zu seinen Bestimmungen "für' den zweiten Bildungsweg herangezogen 

wird. In dieser summarischen Form wird sich weder im Wortlaut 
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Eine Stellungnahme zu den einzelnen Punkten der Anfrage, 
nä:cüich: 

I! '1. Sj .. nrl Sie bereit, Herr Bundesminister, diese Übelstände 

erheben und sofo:r:'t abstellen zu lassen ?ll 

und: 

tt 2. \1e1:::;11e I"':aßnahmen Vie:r:'o.en Sie treffen, Ulil neuerliche Über­

griffe hintanzuhalten ?" 

kann im Hinblick auf die obigen Ausführur.gen, aus denen sich 

daß ein Übelstand nicht vorliegt und Übergriffe 
behaupteten Art mir nicht bekannt sind, entfallen. 

Der Bundesminister: 

Y,J!9 
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